
Luisa Neubauer, Carola Rackete
und  das  Recht  der
Kapitalist_Innen
„Wer hat  die  Macht,  Verträge zu  brechen?“  –  diese  Frage stellen  Luisa
Neubauer  und  Carola  Rackete  im Spiegel  und  beantworten  sie  auf  ihre
Weise.  Die  „Gruppe  ArbeiterInnenmacht  “  hat  ein  Kommentar  dazu
geschrieben, das wir cool finden und an dieser Stelle hier mit euch teilen
wollen.

Marx
schreibt im Kapital zum Kampf um die Länge des Arbeitstages: „Zwischen
gleichen
Rechten entscheidet die Gewalt“. Sichtbar wurde diese Wahrheit neuerdings
im
Dannenröder  Wald.  Den  Besetzer_Innen  wurde  in  Verkennung,  ja
Umkehrung  der
Realität weithin Gewalt (laut Duden die „Macht, Befugnis, das Recht und die
Mittel, über jemanden, etwas zu bestimmen, zu herrschen“) vorgeworfen. In
Wirklichkeit fand diese aber leider von Seiten des bürgerlichen Staates in
Wahrnehmung der Interessen des rechtsausübenden Bauunternehmens statt.
Luisa
und Carola stellen fest, dass hier das Pariser Klimaabkommen gegen das
Baurecht
von STRABAG steht.

STRABAG
beansprucht, den Bau der A49 durchzuführen, wozu die Firma nicht nur
berechtigt, sondern auch beauftragt ist. STRABAG beruft sich also darauf, ihr
Recht mithilfe der Staatsgewalt durchzusetzen.

Systemfrage?

Die 196
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Unterzeichnerstaaten (alle außer dem Vatikanstaat und den USA) bekennen
dagegen, die Erderwärmung auf 1,5 °C begrenzen zu wollen, zumindest aber
auf 2 °C. 196 Staaten haben zwar auch Recht, aber niemand kann dieses so
recht durchsetzen. Aus Recht haben folgt nicht Recht bekommen. Mit diesem
Verweis versetzen die Autorinnen jenen einen verdienten Schlag in die rechte
Magengrube,  die  das  Recht  für  sich  allein  beanspruchen.  Aber  sie
beschränken
sich natürlich nicht auf die richtige, wenn auch wenig originelle Erkenntnis,
dass  sich  hinter  dem Recht  Beanspruchen  immer  auch  gesellschaftliche
Interessen
verbergen.  Luisa  und  Carola  versuchen  den  Brückenschlag  zur
„Systemfrage“,
womit aber nur die Frage des Rechtssystems gemeint ist:

„Menschen
haben  ein  juristisches  System  geschaffen,  das  uns  geradewegs  in  eine
Heißzeit
hinein legalisiert. Nicht zu vergessen, dass diese Gesetze auf einem Planeten
geschrieben wurden, der ökologisch schon nicht mehr vergleichbar ist mit
dem,
auf dem wir heute leben.“

Doch worin
besteht eigentlich die Systemfrage für Luisa und Carola:

„Was wir
aber mit Systemwandel meinen, ist erst mal nichts anderes als die banale,
rationale, ja bescheidene Feststellung: So geht es nicht weiter. Wir stehen
vor
einem Komplex an Krisen, nicht zuletzt auch an Krisen von Gerechtigkeit und
Mitspracherecht.“

Die
Systemfrage  werde  durch  die  Natur  selbst  gestellt.  Die  von  Menschen
geschaffenen
Systeme haben uns – sozusagen unverschuldet – in eine Lage gebracht, in



der
Mensch und Natur sich feindlich gegenüberstehen. Nichtstun sei tödlich,
Baumbesetzung  insofern  legitim.  Luisa  und  Carola  erklären  die
BesetzerInnen  zu
bloßen Vollstrecker_Innen der „Radikalität der Wirklichkeit“ – respektable
und
moralisch korrekte Kinder ihrer Zeit, ÜberbringerInnen unwillkommener
Wahrheiten, nicht aber Subjekte, die bewusst für politische Veränderungen
kämpfen und sich hierfür auch bewusst für ein Programm, für Ziele und
Taktiken
entscheiden müssen.

Die
Interpretation, dass es sich bei den Besetzer_Innen um aufrechte Naivlinge
handelt, die aber zu weit gingen und/oder dass die Grünen ihren politischen
Offenbarungseid leisten würden, dass sie den Status quo bewahren und nicht
infrage stellen, bringen sie zwar ins Spiel. Ihr Bild, das die Grünen als Kraft
präsentiert, die „ein Gleichgewicht zwischen politischem Kompromiss und
physikalischen Tatsachen“ anstreben würden, bleibt letztlich Randnotiz im
Beitrag. Auch, was das politische Ziel der Waldbesetzung ist oder sein soll –
diese Frage wird von den Autorinnen nicht aufgeworfen.

Auch wenn
Luisa und Carola immer wieder auf die „Systemkrise“ verweisen, so bleibt
doch
unbestimmt und unklar, was eigentlich unter dem System zu verstehen ist.

Dabei
betrachtet ein großer Teil der BesetzerInnen den Kampf im Danni tatsächlich
als
Kristallisationspunkt der Systemfrage – der Infragestellung der
Verfügungsgewalt  von klimaschädlichen Unternehmen über ihr Eigentum,
wozu die
Produktionsstätten schicker Verbrenner- oder Elektroautos ebenso gehören
wie
der Wald, unter dem Kohle lagert oder an dessen Stelle in Zukunft LKWs



fahren
sollen.

Luisa und
Carola solidarisieren sich mit diesen Aktionen, in denen sie die Verteidigung
einer zukünftigen, rationalen Lösung gegen die herrschende Unvernunft und
Irrationalität erblicken.

„Während das
Irrationale regiert, werden so diejenigen, die heute im Wald sind und das
Ende
der ökologischen Zerstörung einfordern, zu den Vernünftigsten von allen. Sie
haben nicht nur begriffen, dass es so nicht weitergehen kann, sie haben auch
begriffen, dass es so lange so weitergeht, solange sie keinen Widerstand
leisten. Solange niemand interveniert und die Systeme zum Anhalten bringt,
so
lange wird die Zerstörung weitergehen.“

Diese
empathische  Solidarisierung  kann  freilich  nicht  darüber  hinwegtäuschen,
dass
unklar bleibt, worin eigentlich die systemische Ursache besteht, dass wir in
einer Gesellschaft leben, in der (rechtliche) Systeme, die „wir“ geschaffen
haben, „gegen uns arbeiten.“

Das K-Wort,
der Bezug auf die kapitalistische Produktionsweise und ihre inneren
Gesetzmäßigkeiten will Luisa und Carola nicht über die Lippen kommen. Der
Kapitalismus findet im Spiegel-Artikel keine Erwähnung. Somit müssen aber
auch
der  Charakter  des  Systems und die  eigentlichen Ursachen der  Krise  im
Dunklen
ble iben  –  und  das  gesel lschaft l iche  Problem  erscheint  a ls
Gerechtigkeitsfrage,
genauer als Rechtsfrage.



Zu fordern,
dass  in  Zukunft  das  Pariser  Abkommen  in  der  Rechtsprechung  über
Bauprojekte  zu
berücksichtigen ist, ist nur insofern eine Systemfrage, als dass sie letztlich
im System verhaftet bleibt. Nicht der Zweck der derzeitigen kapitalistischen
Produktions- und Eigentumsverhältnisse (die Anhäufung privaten Reichtums)
geraten  bei  Luisa  und  Carola  in  Konflikt  mit  den  natürlichen
Lebensgrundlagen
der  Menschheit,  sondern  der  Überbau  der  kapitalistischen  Gesellschaft
(konkret
das Rechtssystem) stehe in einem Widerspruch zu einem angeblich
gesamtgesellschaftlichen Ziel,  Wohlstand und Wohlergehen nachhaltig  zu
fördern.
Der  Überbau  müsse  angepasst  werden,  damit  das  System  wieder
funktioniere.

Dabei wäre
gerade Aufklärung über die Beziehung zwischen ökonomischer Basis und
politischem  und  rechtlichem  Überbau  der  Gesellschaft  nötig,  um  zu
verstehen,
welches System, welches Klasseninteresse hinter dem „Irrationalismus“ der
bestehenden Rechtsordnung steckt. Wie derselbe Marx schrieb: „Das Recht
kann
nie höher stehen als die ökonomische Gestaltung der Gesellschaft selbst.“

Radikaler Flügel

Die Besetzer_Innenbewegung
im  Danni  ist  ein  Sammelpunkt  für  AktivistInnen,  die  Klimakämpfe  mit
radikaleren
Mitteln  und  einem grundlegenderen  Anspruch  führen  wollen,  die  wenig
Hoffnungen
in einen Green New Deal hegen, die diesen Kampf als Teil eines „großen
Ganzen“
sehen, gegen Kapitalismus, Sexismus, Rassismus, gegen globale Ungleichheit
und



mehr. Diese Strömung innerhalb der Klimabewegung ist in den vergangenen
zwei
Jahren gewachsen.

Aber sie
kann die Hegemonie des rechteren, bürgerlichen, grünlastigen Flügels, für
den
auf  jeden Fall  auch  Luisa  Neubauer  steht,  insbesondere  bei  Fridays  for
Future
nicht herausfordern, solange sie nicht auch eine bewusste politische
Auseinandersetzung um Methoden und politische Ziele der Bewegung gegen
den
bürgerlichen Flügel führt. Dazu braucht der radikalere Flügel freilich auch
eine marxistische Kritik am Kapitalismus und nicht bloß radikalere,
kleinbürgerliche „Visionen“ einer anderen Gesellschaft, die letztlich von der
Systemkritik einer Luisa und Carola nicht so weit entfernt sind.

Utopien
können charmant und motivierend sein, aber am Ende haben uns die Bullen
wieder
aus den Träumen gerissen. Wir brauchen jetzt einen Plan, wie es für die
Bewegung weiter geht. Wir müssen uns bewusst werden, worum es in den
kommenden
Kämpfen gehen wird, für welche Ziele wir dort kämpfen werden, mit welchen
Methoden  und  mit  welchen  Bündnispartner_Innen.  Wo geht  es  Richtung
„System
Change“?  Was  sind  die  nächsten  Schritte?  Die  Bewegung  braucht  ein
politisches
Programm, das erklärt, wie denn tatsächlich diese eine Demo, dieser eine
Klimastreik oder diese Baumbesetzung ein Schritt  zum „System Change“
werden
kann – nicht nur in der Vorstellung der jetzt beteiligten Aktivist_Innen,
sondern auch in den Kämpfen aller anderen, die von der Krisenhaftigkeit des
Systems auf andere Weise betroffen sind. Sonst wird „System Change“ eine
geschmeidige Phrase ohne Inhalt, hinter der sich auch diejenigen verstecken



können, die wenig Systemsprengendes im Sinn haben.

Programm und Klassenfrage

Der
bürgerliche Flügel hat ein Programm – und es beruht auf der Vorstellung,
dass
bei allen gesellschaftlichen Klassen in Bezug auf die Klimafrage eine
grundsätzliche Interessengleichheit besteht oder zumindest möglich wäre.
Diese
Vorstellung versteckt sich hinter der Floskel, dass die konkrete Umsetzung
der
Klima-Kehrtwende nur eine „politische Gestaltungsfrage“ sei, dass es darauf
ankommt,  die  wissenschaftliche  Realität  anzuerkennen,  dass  es  jetzt
„Leaders“
braucht, die Ernst machen und mutig vorangehen. Solange nicht gesagt wird,
welche
„Leaders“  das  sein  sollen,  wie  der  gesellschaftliche  Charakter  der
notwendigen,
fundamentalen Transformation von klimaschädlichen Produktions- und
Transporttechnologien beschaffen sein soll, kann das nur ein Appell an die
bestehenden „Leaders“ sein, an bürgerliche Parteien und Regierungen.

Die Aufgabe
der Klimabewegung reduziert sich darauf, ein neues „Narrativ“, einen
„gesellschaftlichen  Konsens“  zu  etablieren,  der  anerkennt,  dass  die
Zerstörung
unserer Lebensgrundlagen nicht nur unsere Zukunft im Allgemeinen aufs
Spiel
setzt, dass sie sozial und auch global höchst ungerecht ist, sondern dass sie
im  Speziellen  auch  die  Voraussetzungen  für  die  Kapitalverwertung
untergräbt,
also „gesamtgesellschaftlich“ irrational ist. Diese Strategie ist utopisch, weil
sie unterstellt, dass Politik unter kapitalistischen Verhältnissen auch anders,
nämlich „gesamtgesellschaftlich rational“ sein könne. Doch wie rational ist
ein



System, wo etwa das Überleben von Millionen von einem Impfstoff abhängt,
und
dann wird ein „Wettrennen“ um den Impfstoff ausgerufen, d. h. die
(kollektive) Überlebensfrage muss sich einem gesellschaftlichen Verhältnis
unterordnen, der kapitalistischen Konkurrenz? Wie rational ist es, dass das
pharmazeutische  Know-how unter  Verschluss  bleibt  und  die  Länder  des
„globalen
Südens“  absehbar  nur  einen  sehr  kleinen  Teil  der  Bevölkerung  werden
impfen
können?

Wir wählen
dieses Beispiel, weil die Pandemie-Politik in Teilen der Klimabewegung als
erfolgreiche Krisenbewältigung gefeiert wird. Wie erfolgreich diese ist, hängt
eben immer noch davon ab,  welche Kriterien man gelten lässt,  also von
einem
gesellschaftlichen Standpunkt. Ebenso die Klimafrage: Sie ist zweifellos eine
„Menschheitsfrage“, aber das heißt nicht, dass alle Menschen gleichermaßen
und
unabhängig  von  ihrem Klassenstandpunkt  dazu  berufen  sind,  dafür  eine
Lösung zu
finden. Es kann keinen echten Klimaschutz geben, der die Profitinteressen
der
großen Profiteur_Innen im Energie- und Transportsektor unangetastet lässt.
Das
möglichst rasche Erreichen der Klimaneutralität ist nur mit einem massiven
Angriff auf das Eigentumsrecht, d. h. deren Privateigentum, realisierbar,
durch  zwangsweise  Abschaltung  von  Verbrennungskraftwerken,
erzwungenen  Bau
klimafreundlicher Alternativen und Umstellung der industriellen Produktion
weg
vom Individualverkehr auf kollektive Reorganisation des Güter- und
Personenverkehrs hin.

Wenn man



sagt, „es gibt keinen grünen Kapitalismus“, dann ist das nicht einfach ein
abstraktes Bekenntnis, sondern es bedeutet auch: unter kapitalistischen
Bedingungen – unter denen wir aktuell kämpfen – gibt es keinen wirklichen
Klimaschutz, der nicht in Konflikt mit Kapitalinteressen gerät. Er kann dem
Kapital abgerungen werden, aber Errungenschaften stehen zur Disposition,
wenn
sich das Kräfteverhältnis der Klassen ändert. Die Klimafrage ist eine
Klassenfrage, nicht eine von Moral oder Einsicht. Deshalb ist sie eine
Systemfrage.

Die Systemfrage nicht nur „stellen“, sondern auch
beantworten

Konkret
bedeutet  das:  Wie  können  wir  die  Klimafrage  verbinden  mit  sozialen
Kämpfen von
Belegschaften, die ebenfalls, aber anders, von kapitalistischer Krise betroffen
sind, denen die „Klimakrise“ sogar als Rechtfertigung für Angriffe auf ihre
eigenen Rechte präsentiert wird? Wie können wir sie verknüpfen mit sozialen
und
demokratischen  Bewegungen  im  „globalen  Süden“,  wo  politische  und
ökonomische
und zunehmend eben auch klimatische Verhältnisse von den Interessen der
Kapitale in den imperialistischen Zentren bestimmt werden? Und wie können
wir
auch politischen Druck entfalten, Wahlkämpfe als politisches Podium nutzen?

Luisa (und
andere) rufen gerne dazu auf, „die Richtigen“ zu wählen, und es muss gar
nicht
extra gesagt werden, wer diese sind. Dieses verlegene Ausweichen vor der
politischen  Debatte  (unter  dem  Deckmantel  der  „Überparteilichkeit“)
verhindert
aber, dass wir als Bewegung konkrete Kampfziele entwickeln, aus denen sich
Taktiken,  Bündnisse  und  Aktionsformen  ableiten  lassen  würden,  die  die
Ebene des



bloß symbolischen Protests verlassen.

Konkret
müssen wir unter den Belegschaften, die beim Bau der Straße oder beim
Betrieb
der Kraftwerke und Kohlegruben auch noch von Unternehmensführungen
(und oft
auch  reformistischen  Gewerkschaftsführer_Innen)  als  politisches  Schild
gegen
die Klimabewegung ins Feld geführt werden, für unsere Ziele werben. Wir
müssen
die  Gewerkschaften  auffordern,  den  Protest  zu  unterstützen  und  zu
verbinden  mit
dem  Kampf  gegen  jede  Entlassung  –  bei  RWE,  Daimler  und  anderen
Klimazerstörungsprofiteur_Innen.
Wir  müssen  die  Bahnbeschäftigten  gewinnen,  sich  unserem  Kampf
anzuschließen,
und zugleich für den massiven Ausbau der Infrastruktur, Einstellung von
Personal  zu  Tariflöhnen  und  die  Verstaatlichung  des  gesamten
Transportsektors
eintreten. Wir müssen unsere Ziele so konkret wie möglich formulieren, um
greifbar zu machen, wo das Problem mit diesem „System“ liegt und wie wir
es
ändern können.

Also: Als
Linke in der Klimabewegung müssen wir die Losung „System Change“ mit
politischem Inhalt füllen. Ansonsten wird die „Systemfrage“ wenig mehr sein
als
die nur scheinbar radikale Begleitmusik zur bürgerlichen Politik einer Luisa
Neubauer.



FFF:  Was  war  los  beim ÖPNV-
Streik und was will dieser Jakob
im Bundestag?
4
Fragen und 4 Antworten zu FFF, den ÖPNV-Streiks und was
Antikapitalist_Innen jetzt tun müssen

Was
ist beim Nahverkehrsstreik gelaufen?

Vielleicht
hast Du in den letzten Wochen mal vergebens an der Bushaltestelle
gestanden oder durch die Nachrichten erfahren, dass in den in
unterschiedlichen Städten und Gemeinden die Arbeiter_Innen im
Nahverkehr gestreikt haben, sie die Busse und Bahnen stehen ließen.
Vielleicht hast Du‘s aber auch nicht mitbekommen…und das liegt
nicht an Dir. Gestreikt wurde höchstens Mal ein Tag, oft aber nur
ein paar Stunden. Ziel des Streiks war eine bessere Bezahlung und
bessere Arbeitsbedingungen für die Menschen, die uns täglich zur
Schule, Ausbildung oder Uni fahren und die gerade in der Corona-Zeit
zu jenen gehören, die unsere Gesellschaft noch am Laufen halten.

In
einigen Bundesländern sind die Streiks jetzt schon ganz vorüber,
denn die Gewerkschaft ver.di und die Arbeit“geber“_Innenverbände
haben sich auf einen neuen Tarifvertrag geeinigt. Zuletzt ist das in
Nordrhein-Westfalen passiert und für die Beschäftigten ist das
Ergebnis ein ziemlicher Schlag ins Gesicht. Am 1. April 2021 gibt‘s
1,4 Prozent mehr Gehalt, mindestens aber 50 Euro, am 1. April 2022
1,8 Prozent mehr und für‘s Weiterfahren während Corona das Land
zum Stillstand zwang gibt‘s einmalig 600 Euro. Faktisch heißt das,
dass sich die Verkehrsarbeiter_Innen mittelfristig weniger als heute
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leisten können, sie ärmer werden. In den anderen Bundesländern ist
Ähnliches zu erwarten.

Was
können wir daraus lernen?

1.)
die Gewerkschaftsführungen wollen in der Krise keinen Konflikt mit
den Bossen. Bloß ein bisschen Streiken, eine Niederlage
unterzeichnen und sie dann als notwendiges Opfer in Zeiten der Krise
den Mitgliedern der Gewerkschaft verkaufen. Die Gewerkschaftsbosse
haben dabei gut reden, verdienen sie doch so viel in den
Aufsichtsräten der Konzerne, dass sie die Krise locker überstehen
werden…vorausgesetzt sie halten die Arbeiter_Innen schön ruhig.

2.)
die Arbeiter_Innenklasse soll die Krise bezahlen. Schon als ver.di
einen lächerlichen Tarifvertrag im öffentlichen Dienst unterschrieb
war klar, dass der Kampf im Nahverkehr auch zum Abschuss freigegeben
ist. Andernorts sieht‘s nicht besser aus. Der Staat muss angesichts
seiner riesigen Corona-Schulden sparen und zu Geld kommen. Aber als
die Linkspartei neulich eine kleine Vermögensabgabe für Reiche
forderte war der Aufschrei im Bundestag und den Zeitungen groß. Wenn
umgekehrt bei der Bahn Milliardeneinsparungen beim Personal gefordert
werden, erzählen einem die konservativen Medien was von „jeder
muss doch ein Opfer bringen“.

3.)
die Lösung der Klimakrise fällt im Angesicht der Wirtschaftskrise
hinten runter. Anstatt die Verkehrswende anzugehen, den Nahverkehr
auch als Arbeitsplatz attraktiver zu machen und gut zu bezahlen, um
die tausenden fehlenden Beschäftigten bundesweit einzustellen, heißt
es für den Nahverkehr jetzt weiter sparen, sparen, sparen. Achso,
natürlich nicht überall, nein, nein, die Lufthansa wird mit
Milliarden gerettet, zahlt auch weiterhin keine Kerosinsteuer und
kaufst du dir ein neues E-Auto gibt dir der Staat dafür auch noch



einen Riesenbatzen Geld.

Was
hat FFF damit zu tun?

Dass
Verkehrspolitik auch immer Klimapolitik ist und dass der Streik im
Nahverkehr deshalb auch unmittelbar die Ziele und Forderungen von FFF
betrifft, ist nichts Neues. Als Revo haben wir in den einzelnen
Städten, in den FFF-AGs und auf dem Nordkongress Anfang des Jahres
immer dafür gekämpft, dass FFF aktiv auf die Gewerkschaften zugehen
muss, um die Arbeiter_Innenklasse für gemeinsame Kämpfe zu
gewinnen. Damals haben Luisa Neubauer und die undemokratische Führung
von FFF noch versucht, unsere Beschlüsse bürokratisch zu umgehen.
Heute machen sie Selfies mit den Spitzenfunktionären von Verdi.

Als
wir FFF zum Schulterschluss mit den Gewerkschaften aufgerufen haben,
meinten wir damit keine runden Tische in Besprechungsräumen oder
Selfie-Aktionen. Was wir wollen ist eine aktive Mobilisierung an der
Basis! Wir sind dafür eingetreten, dass es Vollversammlungen an den
Schulen gibt, zu denen Beschäftigte aus dem ÖPNV kommen, über ihre
Arbeitsbedingungen berichten und gemeinsam mit uns Schüler_innen
über eine ökologische Verkehrswende diskutieren. Wir sind dafür
eingetreten, dass FFF die Streikposten der streikenden Beschäftigten
im ÖPNV unterstützt und so ein aktives Zeichen der Solidarität
setzt, auf dem kommende Kämpfe aufbauen können. Der Streik ist das
effektivste Mittel der Arbeiter_Innenklasse eine Awareness für das
Thema zu erwecken und echten Druck auf die Verantwortlichen
auszuüben.

Die  Führung von verdi  hat  sich  jedoch dagegen gesperrt,  zu  wirklichen
Streiks aufzurufen und ihren Mitgliedern stattdessen empfohlen, einen ihrer
wenigen Urlaubstage zu nutzen, wenn sie zu FFF gehen wollen. Indem sie
nicht  offen  zum  Streik  aufgerufen  haben,  haben  sie  ihren  Mitgliedern
verwehrt im Rahmen einer politischen Kampagne daran teilzunehmen. In



diesem Punkt sind sich der Verdi-Vorstand und die FFF-Führung ziemlich
ähnlich:  beide  verhindern  aktiv  eine  Radikalisierung  ihrer  Basis.  Damit
wollen sie  ihren Führungsanspruch aufrecht  erhalten und auf  jeden Fall
verhindern, dass eine Bewegung „von unten“ entsteht, die keine Luisas und
Frank Wernekes (Verdi-Vorstand) mehr braucht.

Was
hat FFF falsch gemacht?

Aus
dem Schulterschluss zwischen FFF und Gewerkschaften ist bis auf ein
paar nette Selfies wohl nichts geworden. Noch deutlicher wird die
Unfähigkeit der FFF-Führung darin, dass sie dem
„Kohleausstiegsgesetz“ nichts entgegengesetzt haben. Das
sogenannte „Kohleausstiegsgesetz“ redet nämlich nicht vom
Ausstieg aus der braunkohlebasierten Energiegewinnung, sondern will
die dreckigen Tagebauten noch 20 Jahre weiter finanzieren und
verspricht den Klimakillern große Geldsummen. Wir fragen uns an der
Stelle, wofür wir eigentlich die ganze Zeit gekämpft haben, wenn
die Bundesregierung so ein Gesetz verabschiedet und FFF schweigt.

Doch dieses Problem von FFF hat System und hat nicht nur mit Corona zu
tun. Die Schlüsselfrage ist vielmehr, ob FFF bereit ist, die kapitalistische
Produktionsweise  als  Ursache  des  Klimawandels  zu  erkennen  und  zu
bekämpfen, oder ob FFF weiterhin versucht, dem Kapitalismus einen grünen
Anstrich  zu  verpassen,  die  Basis  von  FFF  zu  unterdrücken  und  statt
Mobilisierungen nun zur Wahl der Grünen aufzurufen. Das unterscheidet uns
von  Luisa.  Bereits  bevor  die  Pandemie  ausgebrochen  ist,  stand  eine
Strategiedebatte innerhalb FFFs an, die eine neue Ausrichtung beschließen
sollte, mit der wir mehr werden sollten, uns weniger überlasten müssen und
unsere  Ziele  tatsächlich  erreichen  können.  Schon  vor  Corona  hat  die
Führung  von  FFF  versucht,  dies  zu  unterbinden.  Nachdem  nun  unsere
Aktionen durch den Lockdown weitestgehend eingebrochen sind und die
Bewegung geschwächt wurde, versuchen Luisa und Co. ihren Kurs nun final
durchzusetzen.  Jakob  geht  in  den  Bundestag,  während  Luisa  FFF  als
aktivistisches Feigenblatt missbraucht und für Bündnis 90/Die Grüne bei der



Bundestagswahl mobilisiert. Anstatt auf der Straße zu stehen, laut zu sein
und für die Forderungen zur Einhaltung der Klimaziele zu kämpfen, will die
FFF-Führung  sich  lieber  an  irgendwelche  runden  Tische  oder  in
Bundestagssessel setzen und sich somit den kapitalistischen Politiker_Innen
beugen, denen, wie wir gesehen haben, unsere Forderungen ziemlich egal
sind. Dabei sind die Grünen alles andere als grün: die bürgerliche Partei ist
mitverantwortlich  dafür,  dass  der  Danni  geräumt  wird  und  dass  der
Kohlekompromiss im Bundestag durchgekommen ist. Abgesehen davon gibt
es  kaum  einen  Kriegseinsatz  der  Bundeswehr,  dem  die  Grüne  nicht
zugestimmt  hat.  Aber  das  ist  eine  andere  Geschichte,  die  hier  nochmal
genauer nachlesen könnt: Die Grünen – Neoliberal für’s Kapital .

Der
von der ungewählten und somit nicht demokratisch legitimierten
FFF-Führung geführte Kurs, war es seit jeher, die Bewegung zu
kontrollieren und eine Radikalisierung zu verhindern. Das zeigte sich
unter anderem dadurch, dass sie selbstorganisierte und
antikapitalistische Perspektiven immer bekämpft haben. So haben wir
von Revo, aber auch andere linke FFF-Ortsgruppen, die Plattform
Change for Future oder die Anti-Kohle-Kids versucht,
antikapitalistische Positionen in die Bewegung zu tragen. Gerade
heute, wo der Verrat von Lusia und Jakob so offensichtlich ist, gibt
es viel Kritik an der momentanen FFF-Politik aus der Basis. Vielen
von uns haben sich an den Ende Gelände Protesten beteiligt und
gezeigt, dass wir bereit sind, radikalere Forderungen und
Aktionsformen aufzuwerfen.

Doch
während uns von Revo vorgeworfen wird, die Bewegung für unsere
antikapitalistischen Ziele zu „unterwandern“, sitzen genau
diejenigen, die uns diesen Vorwurf machen, in Führungspositionen bei
den Grünen oder beim BUND. Im Gegensatz zu uns verschweigen sie
jedoch, dass sie noch in anderen Organisationen sind. Das ist nicht
nur intransparent, sondern auch undemokratisch und zeigt ganz
deutlich, wer hier die Bewegung eigentlich unterwandern will. Mit dem

http://onesolutionrevolution.de/die-gruenen-neoliberalismus-fuers-kapital%ef%bb%bf/


Vorwurf an uns wollen sie versuchen, eine Linksentwicklung in der
Bewegung zu verhindern und ihr eigenes pro-kapitalistisches und
undemokratisches Programm durchsetzen.

Was sollten Antikapitalist_Innen in FFF jetzt tun?

Viele
linke Gruppen innerhalb FFFs haben sich nicht getraut offen
aufzutreten, damit ihnen nicht vorgeworfen wird, dass die Bewegung
„unterwandern“. Doch, wenn wir für antikapitalistische
Positionen in FFF kämpfen wollen, müssen wir den Kurs der Führung
herausfordern, offen auftreten und der Basis klar machen, wofür wir
sehen!

Was
wir brauchen ist mehr Demokratie und weniger Hinterzimmerbeschlüsse!
Was wir brauchen ist eine basisdemokratische Aktionskonferenz für
eine neue Strategie, die dem bürgerlichen Kurs von Luisa, Jakob &
Co. ein Ende setzt! Die Klimakiller müssen enteignet und unter
demokratische Kontrolle gestellt werden, anstatt sie mit bloßen
Appellen um die Einhaltung von Klimazielen zu bitten. Klimaschutz
muss international sein und muss eine Verbesserung in unseren Lebens-
und Arbeitsbedingungen bedeuten, statt stupide Verbote zu fordern.
FFF muss wieder zurück auf die Straße und an die Schulen. Wenn wir
wieder mehr werden wollen, müssen wir Komitees an unseren Schulen
aufbauen, um die Leute dort abzuholen, wo sie sich tagtäglich
aufhalten.

Was wir jetzt tun müssen ist, mit den Gewerkschaften und hier vor allem
ihrer Basis über eine universelle Anti-Krisen-Bewegung zu diskutieren, die
sich sowohl gegen die Klimakrise, die Wirtschaftskrise als auch gegen die
Gesundheitskrise  richtet.  Die  Unternehmen  und  kapitalistischen
Regierungen,  die  Mitverursacher  dieser  Krisen  sind,  lassen  nämlich  uns
Jugendliche und die Arbeiter_Innenklasse für die Kosten der Krise zahlen!

Power



to the people!

Bericht vom FFF Nordkongress
Klimawende! Die Zeit für sie zerrinnt uns zwischen den Fingern. Aber obwohl
wir seit mehr als einem Jahr Schulstreiks und eine Menge Radau gemacht
haben, sind wir ihr nicht merklich näher gekommen. Das Klimapaket, Madrid
und Politiker_innen oder Unternehmen mit leeren Worten und heißer Luft
haben  niemanden  glücklich  gemacht.  Im  Gegenteil:  Frustration,
Desillusionierung  und  Burn-Outs  machen  sich  breit.  Daher  die  Idee,  am
ersten  Wochenende  des  Jahres  einen  FFF-NordKongress  in  Hamburg  zu
veranstalten, auf dem die Bewegung darüber diskutieren kann, wie wir statt
zu  schrumpfen  noch  viel  größer  werden  können  und  vor  allem:  welche
Strategie wir brauchen, um den Kampf ums Klima doch noch zu gewinnen.

Wir von Revolution waren auch mit einer Delegation von Genoss_Innen aus
Berlin,  Greifswald und Hamburg dabei und sind dort für die Perspektive
e i n g e t r e t e n ,  d i e  w i r  a u c h  i n  u n s e r e m  S t r a t e g i e p a p i e r
(onesolutionrevolution.de/handeln-statt-hoffen-welche-strategie-fuer-fridays-
for-future/) vorschlagen.

An  sich  war  der  NoKo  eine  sehr  gute  Initiative  und  die  hohe  Zahl  an
Teilnehmer_Innen  hat  gezeigt,  dass  es  ein  großes  Interesse  an  einer
gemeinsamen Diskussion in unserer Bewegung gibt. In seinem Verlauf haben
sich  allerdings  auch einige  Schwächen aufgetan,  aus  denen wir  für  den
nächsten Kongress Lehren ziehen können. Das problematischste hierbei war,
dass es nicht genügend Gesamtplena gab, auf denen man eine kollektive
Strategiedebatte hätte führen können. Stattdessen hat man sich wieder in
kleine Workshops aufgesplittert. Deren Inhalt war zudem auch oft ziemlich
Banane,  so  wurde  ein  Unternehmensberater  angeheuert,  der  politische
Strategien mit Marketingtricks ersetzen wollte oder es gab einen Workshop,

https://onesolutionrevolution.de/toto-hoso-offn-noko/


indem  darüber  referiert  wurde,  wo  die  besten  „klimaneutralen“
Investitionsmöglichkeiten  existieren  (lächerlicher  Weise  wurde  hier
ausgerechnet Siemens genannt). Es kann aber keinen grünen Kapitalismus
geben! Wir dürfen daher auch unsere Zeit nicht mit sinnlosen Versuchen
verplempern, den Kapitalismus doch noch grün zu machen! System Change
not Climate Change! Anticapitalista!

Gi-Ga-Generalstreik  am  20.9.!
Warum  die  Gewerkschaften
bisher  nicht  mitmachen  wollen
und  wir  sie  aber  dringend
brauchen.
Stellt euch mal vor, die Fridays-for-Future Großaktionen am 20.9. werden
noch ein  bisschen anders  als  wir  es  sonst  von unseren Schulstreiks  am
Freitag  kennen.  Neben  den  Tausenden  von  Schüler_innen  mit  bunten
Schildern in den Händen könnten an diesem Tag noch einmal mindestens
doppelt so viele Arbeiter_innen in grellen Warnwesten und mit den Fahnen
ihrer  Gewerkschaften  stehen.  Ein  lautstarker  Demonstrationszug  mit
hunderttausenden von Menschen könnte sich in vielen Städten gleichzeitig in
Bewegung setzen. Im Unterschied zu sonst wären wir nicht nur wesentlich
mehr Menschen sondern es würde auch niemand um uns herum arbeiten.
Keine Straßenbahn würde an uns vorbeifahren und keine Bauarbeiter_innen
würden von Gerüsten auf uns mit fragenden Blicken herabschauen. Es wäre
nämlich ein Generalstreik. Mit Fridyas for Future konnten wir bereits viel
Aufmerksamkeit generieren und das Klimaproblem stärker in den Fokus der
öffentlichen Debatte rücken. Doch noch immer haben wir es nicht geschafft,
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die Politik wirklich zum Handeln zu bewegen. Das könnte sich durch einen
Generalstreik am 20.9. ändern, denn wenn alles stillsteht, bleiben auch den
Konzernen  ihre  Profite  aus  und  die  Politiker_innen  sind  gezwungen  zu
handeln.  Der  Generalstreik  ist  die  stärkste  Waffe,  die  wir  als  Menschen
haben, die selber kein Vermögen auf dem Konto, eigene Fabriken oder große
Ländereien besitzen, um für unsere politischen Ziele zu kämpfen.

„Ausstempeln“ bis zum Generalstreik?

Ist es also das, was uns am 20.9. erwartet? Mehrere Prominente wie zum
Beispiel der Fernsehmoderator Joko Winterscheidt haben schließlich bereits
öffentlich ihre Solidarität mit unserem Klimageneralstreik ausgedrückt und
dazu aufgerufen, an den Aktionen teilzunehmen. Dazu gehört auch Frank
Bsirske, der Chef der Gewerkschaft verdi, der zweitgrößten Gewerkschaft in
Deutschland.  Kl ingt  also  so,  als  ob  unsere  schöne  Idee  vom
Klimageneralstreik tatsächlich Realität werden könnte. Leider gibt es da nur
einen Haken: Kurz nachdem der Gewerkschaftschef seine Solidarität mit uns
ausdrückte, sagte er: „Wir rufen natürlich nicht zu einem ordentlichen Streik
auf, das geht nicht. […] Aber wer kann, sollte ausstempeln und mitmachen“.

Aber wer kann einfach so mal nicht zur Arbeit kommen, um an einer Demo
teilzunehmen? Wer hat am Ende des Sommers noch Urlaubstage übrig, um
mal  eben  „auszustempeln“?  Damit  Arbeiter_innen  streiken  können,  ohne
Angst um ihren Job oder andere Repressionen fürchten zu müssen, ist es
essenziell, dass die Gewerkschaften zum Streik aufrufen. Tun sie dies nicht,
bleibt nur einigen wenigen privilegierten Arbeiter_innen die Möglichkeit an
den Aktionen teilzunehmen. Der Streik sollte jedoch eine kollektive und keine
individualistische Aktionsform sein, denn so verliert er seine Wirkung.

Legal? Illegal? Scheißegal!

Zum anderen bleibt uns Bsirske auch eine Antwort auf die Frage schuldig,
warum  man  denn  nicht  zu  einem  ordentlichen  Streik  aufrufen  könne.
Vermutlich  würde er  ähnlich  wie  auch Anfang des  Jahres  bezüglich  des
internationalen Frauenstreiks  antworten,  dass  in  Deutschland sogenannte
„politische Streiks“ verboten seien. Gewerkschaften dürften Streiks lediglich



als letztes Mittel nutzen, um Druck in Tarifverhandlungen auszuüben. Sorry
Frank,  aber du erzählst  hier mal  wieder Mist.  Schließlich gibt  es genug
Beispiele für politische Streiks in Deutschland. Prinzipiell sind diese auch
nicht von der Verfassung verboten. Es gibt lediglich eine Tradition in der
Rechtsprechung  des  Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu
laufenden Tarifverhandlungen häufig mit Einschränkungen und Repression
belegt.  Langjähriger  Präsent  des  Gerichtes  und  Architekt  der
arbeiter_innenfeindlichen  Urteile  war  übrigens  der  NS-Jurist  Hans-Carl
Nipperdey,  der  schon  unter  Hitler  begeistert  die  nationalsozialistische

Einheit  zwischen  Angestellten  und  Unternehmern  beschwor1.  Außerdem
könnte sich unser verängstigter Frank dann auch mal mit den anderen DGB-
Gewerkschaften an einen Tisch setzen und zusammen überlegen, ob sie nicht
weitere Streikaktionen durchführen wollen, um mögliche Finanzstrafen des
Bundesarbeitsgerichtes abzuwenden.

Zum anderen ist es eigentlich auch gar nicht wichtig, ob ein Generalstreik im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung des  Ersten Weltkrieges,  der  Generalstreik  der  die  Weimarer
Republik  vor  einem  faschistischen  Putsch  1920  gerettet  hat  oder  der
Generalstreik, der uns 1948 vor dem krassesten Marktradikalismus bewahrt
hat. Und trotzdem konnten sie ihre politischen Ziele einfach so entgegen dem
geltenden bürgerlichen Recht durchsetzen. Was soll auch so ein Stück Papier
gegen die geballte Kraft der Arbeiter_innenklasse ausrichten? Schließlich hat
ein Generalstreik mit  Millionen Unterstützer_innen auch eine viel  höhere
demokratische Legitimität  als  irgendein von Fascho-Juristen konstruiertes
Urteil. Die Herrschenden sind dadurch gezwungen auf die Interessen der
streikenden Massen einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch
weitere Aktionen sogar entmachtet werden.

Die soziale Frage aufwerfen

Allen falschen Ausreden und Opportunismus von unserem verdi-Frank zum
Trotz  ist  es  dennoch  schon  einmal  ein  gutes  Zeichen,  wenn  sich  die



zweitgrößte  Gewerkschaft  in  Deutschland  mit  den  Protesten  solidarisch
zeigt.  Viele andere Gewerkschaften haben dies bisher nicht getan. Dabei
wäre  das  eigentlich  bitter  nötig,  denn  die  Klimakrise  betrifft  uns  alle.
Besonders uns Jugendliche und Lohnabhängige, denn die Reichen können
sich viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während
wir speziell in ärmeren Ländern seinen Folgen vorwiegend ausgesetzt sind.
Die  Klimakrise  hat  also  eine  soziale  Dimension,  eine  Klassendimension,
weshalb  wir  den  Kampf  dagegen  auch  mit  der  sozialen  Frage,  der
Klassenfrage, verknüpfen müssen. So müssen wir dafür eintreten, dass die
Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der Arbeiter_innen und der
Jugend ausgetragen wird (z. B. durch Ökosteuern oder Massenentlassungen
in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen  dafür  sorgen,  dass  die
Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander ausgespielt sondern
miteinander verbunden werden. Das heißt also nicht Jobs in der Braunkohle
zu retten damit weitergebaggert und verpestet wird. Vielmehr heißt das neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in Fridyas for Future ein Verständnis und Sensibilität für die
existenziellen Sorgen und Nöte der  Beschäftigten und keine abgehobene
Ignoranz, wie sie in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht
euch  doch  einfach  nen  Job  in  nem Öko-Startup!“  oder  „Wir  alle  sollten
einfach nur noch Bio-Produkte kaufen!“ helfen da wenig weiter und spiegeln
vielmehr die privilegierte Position einiger Aktivist_innen wider.

Good old Klassenkampf is needed!

Dass jedoch heute nicht alle Arbeiter_innen und Gewerkschaftsmitglieder so
Feuer und Flamme für den Aufbau einer kämpferischen Umweltbewegung
eintreten und wir Schüler_innen und Studierenden es in Fridays for Future
dagegen schon tun, hat viel mit den desillusionierenden Erfahrungen der
Gewerkschaftsbewegung in  den letzten Jahrzehnten zu tun (die  wir  zum
Glück nicht machen mussten). So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer
Politik der Sozialpartnerschaft (was so viel wie Kooperation zwischen Kapital
und Arbeit anstelle von Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit



und Passivität unter den Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl
Umweltschutz seit  dem Entstehen der Arbeiter_innenbewegung eigentlich
immer ein zentrales Thema der Gewerkschaften war. Damals ging es vor
allem noch um den Kampf gegen den Einsatz lebensgefährlicher Chemikalien
in  der  Produktion,  die  die  Gesundheit  von  Mensch  und  Natur  massiv
bedrohten. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die Gewerkschaften dann
das Umweltthema und viele  andere politische Fragen nach und nach im
Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den Unternehmen aus
der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich heute nur noch für
Tarifverhandlungen zuständig fühlen.

In diesem Aktenschrank müsste sich auch ein Schredder befinden, dem die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität statt nationalistischer Spaltung. Dies wird umso deutlicher, wenn
wir uns vor Augen führen, dass sich der Klimawandel auch zu einem der
wichtigsten  Fluchtgründe  entwickeln  wird.  Wenn  wir  also  die
Arbeiter_innenklasse  ernsthaft  für  Fridyas  for  Future  gewinnen  wollen,
müssen wir  sie  davon überzeugen,  die  Politik  der  Sozialpartnerschaft  zu
beenden indem wir zwei Sachen von den Gewerkschaften einfordern:

Hört  auf  euch von den Unternehmen bevormunden und mundtod1.
machen zu lassen und fangt endlich wieder an, euch als politische
Kampforgane der Klasse zu begreifen, indem ihr euch zum Beispiel
entschieden gegen die Klimakrise positioniert.

Brecht  mit  eurer  nationalistischen  Standortideologie,  denn  dem2.
Klima sind nationalstaatliche Grenzen ziemlich egal.  Zum anderen
kann die Aufgabe einer ökologisch-nachhaltigen Umgestaltung der
Produktion  insbesondere  für  die  deutsche  Wirtschaft,  die  auf  die
Verwertung  von  Rohstoffressourcen  und  billiger  Arbeitskraft  im
Ausland angewiesen ist, nur international gedacht werden kann. Holt
euch  von  uns  ein  wenig  Nachhilfeunterricht  zum  Thema



„Klimagerechtigkeit“  ab.

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen – auch wenn sie gut sind. Das
liegt daran, dass sie selber viel zu tief in der Scheiße mit drinstecken und
ihre eigenen Privilegien verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus
der Gewerkschaftsbasis gegen die Führung, sonst machen die gar nichts. Der
20.9. kann dabei ein Startschuss sein, um die Diskussion neu zu entfachen,
wie  Gewerkschafts-  und  Umweltbewegung  vereint  werden  können.  Doch
lasst uns nicht nur quatschen sondern auch machen und jede_r Arbeiter_in
auf unseren Demos willkommen heißen. Ziel muss es sein, eine internationale
Bewegung  der  Jugend  und  der  Arbeiter_innen  aufzubauen,  die  durch
Massenstreiks  und  Besetzungen  unser  Interesse  an  der  Rettung  dieses
Planeten durchsetzt.

1 Vgl. ak Nr. 651, S.23

Beim  Umweltschutz  gibt  es
keine Kompromisse
Kurz  vorab:  Seit  einigen  Monaten  arbeiten  wir  bereits  in  der
Antikapitalistischen  Plattform  „ChangeforFuture“  und  hatten  eigentlich
geplant, die Resolution zusammen mit der Plattform zu veröffentlichen. Wir
konnten uns in CFF noch nicht gemeinsam für eine Version der Resolution
entscheiden. Deshalb werden wir sie im Folgenden vorstellen.

Unsere Zukunft ist antikapitalistisch.

Man sagt, unsere Bewegung hat sehr viel erreicht. Aber das ist falsch. Wir
haben nur eins erreicht:  Aufmerksamkeit.  Doch die nötige Panik vor der
Klimakatastrophe, die Greta, wir und mit uns Millionen Jugendliche fordern
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ist  bisher  ausgeblieben.  Zumindest  in  den  Chefetagen  der  Regierungen,
Konzerne und Banken. Das von uns geforderte Handeln ist ausgeblieben.
Ein Jahr ist vergangen – und uns bleiben nur neun Jahre.

Was  aktuell  getan  wird  ist  Betrug.  An  uns,  an  der  Zukunft  der
Menschheit.  Die  Politiker  haben  Jahrzehnte  durch  Verleugnung  und
Untätigkeit vergeudet. Jetzt versucht die Regierung uns mit Kompromissen
zu vertrösten.  Doch wir  als  Bewegung dürfen keinen Schritt  in  unseren
Forderungen zurück gehen. Tatsächlich müssen wir weitergehen.

Greta  sagt,  alles  muss  anders  werden.  Und  sie  hat  recht.  Statt
kosmetischen  Reformen braucht  es  einen  grundlegenden  Systemwechsel.
Selbst die Vorschläge der Grünen reichen laut Scientists for Future nicht aus,
die  Klimakatastrophe  aufzuhalten.  Deswegen  brauchen  wir  statt  einer
Wirtschaft zugunsten der Profite Weniger, ein internationales System, in dem
nach  unseren  Bedürfnissen  und  Fähigkeiten,  und  den  Bedürfnissen  und
Fähigkeiten der Umwelt gelebt, produziert und konsumiert wird. Es braucht
eine wahrhaft demokratisch geplante Wirtschaft. Das geht nur ohne den
Kapitalismus!

Einige in der Bewegung sagen, Antikapitalismus versetzt Leute in schrecken.
Und  sie  haben  Recht.  Es  versetzt  die  Reichen  und  Mächtigen  in
Schrecken.  Es  ängstigt  alle,  die  die  drohende  Klimaapokalypse  zu
verantworten haben und bisher nicht handeln. Wenn wir etwas erreichen
wollen, müssen sie in Panik geraten.

Kein  Vertrauen  in  ihre  leeren  Versprechungen .  Nur  unser
entschlossenes  und  radikales  Handeln  kann  etwas  erreichen.

Deswegen  muss  e s  am  20 .  Sep tember  e inen  wirk l i chen
Klimageneralstreik  geben.  Wir  fordern  hiermit  den  Deutschen
Gewerkschaftsbund,  die  Mietervereine,  Migrantenorganisationen,  alle
grünen und linken Organisationen dazu auf,  in den politischen Streik zu
treten.  Diese  Organisationen  müssen  Betriebsversammlungen  und
Mitgliederversammlungen  organisieren,  um  zu  diskutieren  und  zu
mobilisieren. Der DGB sagt, er unterstützt unsere Bewegung. Aus Worten



müssen Taten werden! Wir werden unsere Aktionen und Forderungen vor die
Betriebe tragen, um das sicherzustellen. Alles muss stillstehen.

In  der  Mobilisierung  müssen  wir  lokale,  regionale  und  bundesweite
Strukturen schaffen. An jeder Schule, in jedem Betrieb und in jedem Stadtteil
müssen Gruppen entstehen, um die Bewegung zu vergrößern. In Zukunft
sollten  wir  dort  VertreterInnen  wählen,  so  dass  wir  verbindliche
Entscheidungen treffen können. Wenn wir handeln wollen, müssen wir das
gemeinsam tun.

Klimagerechtigkeit  darf  keine  Phrase  bleiben.  Klimagerechtigkeit  heißt:
Deutschland muss  aufkommen,  für  die  Kosten  der  Umweltzerstörung
durch  deutsche  Konzerne  in  den  armen  Ländern  und  den  Aufbau  einer
grünen Industrie.  Es  heißt:  offene Grenzen  für Alle,  die  aufgrund der
Kriege, der Zerstörung und Ausbeutung der Banken und Konzerne fliehen
müssen.  Es  heißt,  die  Verantwortlichen  zahlen.  Es  braucht  direkte
Besteuerung der Reichen, Banken und Konzerne. Die Klimakrise darf
nicht auf die Armen hier oder im Ausland abgewälzt werden, wie es die
Regierung praktisch vorhat. Um das zu erreichen, muss Fridays for Future
jetzt sofort mit den Umweltbewegungen der Bauern, Landlosen und der
Armen in der „Dritten Welt“ zusammengehen.

Um  Klimagerechtigkeit  zu  ermöglichen  schlagen  wir  folgende
Sofortmaßnahmen  vor.

Kostenloser  Öffentlicher  Nahverkehr.  Ausbau  des  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs aus den Profiten der großen Energie-, Flug- und Autokonzerne.

Entschädigungslose Enteignung aller „Klimasünder“, wie beispielsweise aller
Konzerne in Deutschland, die an der Abholzung der Regenwälder oder den
Erzminen verdienen,  und  ihr  Umbau zu  ökologischen Unternehmen.  Der
Mehrwert  dieser  Unternehmen  muss  in  die  Entgiftung  der  Böden,  dem
Recyceln allen Plastiks, der Aufforstung der Wälder etc. fließen.

Kein  Arbeitsplatz  oder  Lohnverlust.  Schaffung  grüner  Arbeitsplätze  und
Umschulung bei weiterer Zahlung des ehemaligen Lohns.



Abschaffung des Patentrechts. Öffnung aller Patente, um die Wissenschaft in
den  Dienst  der  Rettung  der  Menschheit  und  nicht  den  Dienst  der
Profitinteressen  zu  stellen.

#FridaysForFuture  –  Vom
Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
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Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die
bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Was  ist  eigentlich
Greenwashing?
Was das eigentlich genau ist, lässt sich vereinfacht so beantworten: beim
Greenwashing  versuchen  Unternehmen  oder  auch  Regierung  sich  als
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umweltfreundlicher  darzustellen,  als  sie  es  tatsächlich  sind.  Mit  einem
Ökolabel  wollen  sie  von  Verbrechen  gegen  die  Natur  und  schlechten
Arbeitsbedingungen ablenken und sich ein besseres Image geben. Seit, in
relativ großen Teilen der Gesellschaft, der Ruf nach mehr Umweltschutz wie
z.B. Ausstieg aus Kern -und Kohlenenergie, verbrauchsarme Autos, usw. laut
wurde  ,  wird  Greenwashing  verstärkt  zu  Werbezwecken  oder  zum
Wähler_innenstimmenfang genutzt. Wer dieses alles andere als grüne Spiel
betreibt, und wie, das wollen wir jetzt anhand einiger Beispiele zeigen.

Autoland Deutschland
Wer  sich  mit  Autos  ein  bisschen  auskennt,  weiß  dass  viele  davon  von
deutschen  Konzernen  hergestellt  werden:  VW,  BMW,  Mercedes,  Audi,
Porsche…  die  Liste  ließe  sich  noch  länger  fortsetzen  -alleine  zum  VW
Konzern gehören über zehn LKW und Automarken. Diese Industriemacht hat
ein  hohes  Stimmgewicht  in  politischen  Entscheidungen,  denn  im
Kapitalismus vertreten Nationalstaaten und ihre Regierungen meistens nicht
die Interessen der Bevölkerung, sondern der stärksten Unternehmen – in
diesem Fall der großen Autohersteller. So wundert es uns dann auch nicht,
dass  der  ehemalige  Verkehrsminister  (richtiger  wäre  Autominister)
Alexander Dobrindt sich darum hinter die Autokonzerne stellte, als bekannt
wurde, dass bei den Abgasen von Dieselmotoren kräftig manipuliert wurde,
um  die  Autos  als  „grün“  zu  verkaufen.  Dobrindt  sagte  dazu:  „Ein
Imageschaden für deutsche Autos droht und das empfinde ich als furchtbar.“
Es  geht  ihm also  nicht  um uns,  die  die  verpestete  Luft  atmen müssen,
sondern  um  die  Profite  der  Autokonzerne.  Ein  umweltfreundlicheres
Verkehrsmittel wäre die Eisenbahn. 2016 gaben über 80% der Befragten in
einer  Umfrage  an,  dass  viel  mehr  Güter  auf  die  Schienen  statt  auf  die
Straßen gehören. Einer der Hauptgründe dafür war laut den Befragten der
Umweltschutz. Doch der Anteil der Schiene am Güterverkehr liegt seit über
10 Jahren bei höchstens 18%. Auf den verstopften Autobahn verpesten dafür
umso mehr Diesel – LKWs die Luft, wobei sie auch noch von der vor einigen
Jahren reduzierten Maut profitieren.



BP und RWE
Die  zwei  bekanntesten  Fälle  von  Greenwashing  verdanken  wir  dem
Ölkonzern British Petroleum und dem deutschen Energiekonzern RWE. Mitte
der 2000er Jahre versuchte sich der  britische Ölkonzern BP daran,  dem
schwarzen  Brennstoff  ein  grünes  Image  zu  geben.  Anstatt  „British
Petroleum“ nannte sich das Unternehmen nun „Beyond Petroleum“, was so
viel wie „jenseits des Erdöls“ heißt. Dazu noch ein passendes grünes Logo
und  schon  ist  das  grüne  Image  fertig.  Groß  angekündigt  wurden
Investitionen  in  erneuerbare  Energien,  eigens  dafür  wurde  die
Unternehmenssparte „Alternative Energy“ gegründet. In der Tat wurden von
BP auch erneuerbare Energien aufgebaut, doch der Versuch einen Ölkonzern
als grün zu verkaufen, scheiterte als sich der Golf von Mexiko (Meer südlich
der USA) im Jahre 2010 schwarz färbte. Eine Ölbohrplattform von BP war in
Brand geraten und gesunken, was blieb war ein wochenlang anhaltender Öl-
Strom aus dem Meeresboden. Um den Imageschaden für BP klein zu halten
wurden Schweigegelder bezahlt und Fotos gefälscht. Das Öl wurde übrigens
auf besonders „grüne“ Weise auf der Wasseroberfläche verbrannt oder mit
Chemikalien im Meer gelöst.

Das Unternehmen RWE versuchte sich 2009 mit Werbung als „grüner Riese“
zu  etablieren:  der  Energiekonzern  drehte  eine  Spot  dazu  mit
Windkraftanlagen und grünen Landschaften. Zur selben Zeit war RWE einer

der Hauptverantwortlichen für den deutschen CO2– Ausstoß und gerade mal
2% des RWE Stroms wurden damals durch erneuerbare Energien gewonnen.
Übrigens verbrennt RWE auch heute weiterhin jährlich tausende Tonnen von
Kohle.

Grüne Revolution statt grünes Werbe-Image
Im  Kapitalismus  werden  Konzerne  die  von  der  Zerstörung  der  Umwelt
profitieren,  niemals  über  schein-grüne  Manipulation  und  Gelaber  hinaus
kommen. Dazu gehören Energieunternehmen genauso wie die Autoindustrie
oder auch politische Gruppen und Parteien.  Sie betreiben Greenwashing,
weil es ein bestimmtes Interesse an Umweltschutz gibt, dass ich auf den



Markt und an in der Wahlurne nieder schlägt. Beim Greenwashing geht es
nie um den Schutz der Umwelt, sondern um Profite und Stimmen. Das alles
bestimmende Moment in unserer Gesellschaft ist weder Nachhaltigkeit noch
der  Schutz  unserer  lebensnotwendigen  Umwelt.  Über  allem  steht  die
Profitlogik  des  Kapitalismus,  dessen  Konkurrenzdruck  alle  Unternehmen
dazu  zwingt  mehr  und  mehr  Profit  zu  erwirtschaften.  Wer  mit  den
Ressourcen  nachhaltiger  umgeht  und  echten  Umweltschutz  betreibt,  hat
automatisch eine  Konkurrenz-Nachteil,  weil  das  teurer  ist  und geringere
Profite erwirtschaftet werden. Langfristig führt dass ein Unternehmen in die
Pleite. Sicher gibt es einige Momente, wo eine umweltschützende Maßnahme
mit Profitinteressen einhergeht, aber unterm Strich ist es viel profitabler z.B.
weiter auf Braunkohle zu setzen oder Müll einfach irgendwo abzukippen. Den
Lebensraum von uns Menschen langfristig zu erhalten, kann im Kapitalismus
nie verwirklicht werden. Es braucht eine sozialistische Revolution, die eine
demokratische  Planwirtschaft  erkämpft,  die  einen  tatsächlichen
Umweltschutz  umsetzen  kann  und  durch  gezielten  Ausbau  erneuerbaren
Energien,  durch  den  Vorzug  einer  Verkehrswende  und  durch  einen
nachhaltigen  Umgang  mit  Naturressourcen.  Erst  ein  demokratisches
Wirtschaftssystem, was sich an den Bedürfnissen der Menschen und nicht am
Profit  orientiert,  kann  die  fortwährende  Zerstörung  unseres  Planeten
aufhalten.  Für  uns  ist  Umweltschutz  aber  dennoch  nichts,  was  wir
irgendwann  im  Sozialismus  umsetzen  wollen.

Wir fordern:

Lasst uns gemeinsam den Kampf für den Umweltschutz
und  die  Entlarvung  des  Greenwashing  als  profitable
Lüge der Kapitalist_Innen aufnehmen!

Enteignung  der  Verkehrsunternehmen  und
Autoindustrie! Stellt sie unter Arbeiter_Innenkontrolle!

Kostenlose und flächendeckend ausgebaute öffentliche



Verkehrsmittel für alle!

Für den Ausstieg aus der  fossilen Energiegewinnung
und den Einstieg in regenerative, grüne Energien durch
die Kontrolle der Lohnabhängigen!

Planwirtschaft vs. Ökokommune
 von Marcel Möbius & Felix Ruga

Das  globale  System des  Kapitalismus  muss  trotz  einer  begrenzten  Erde
ständig  für  Wirtschaftswachstum  sorgen.  Dessen  Ursache  liegt  in  der
allgemeinen  Konkurrenz,  in  der  jedes  Unternehmen  sowie  auch  jede
Volkswirtschaft wachsen muss, um im Rennen um die Märkte und Profite
einen Vorteil zu erhaschen oder zumindest nicht hinten runterzufallen. Dabei
dient die Natur in Verbindung mit menschlicher Arbeit als eine Quelle des
ausbeuterischen Wachstums. Die daraus folgende Zerstörung der Umwelt
und Verknappung der Ressourcen stellt uns heute vor eine entscheidende
Frage: Wie können wir mit der Erde in Einklang leben?

Die ökologische Kommune und ihre Probleme
Innerhalb  der  ökologischen  Bewegung,  wie  Beispielsweise  Fridays  For
Future werden dabei Konzepte diskutiert,  die darauf setzen, eine eigene,
nachhaltige  Produktion  aufzubauen.  Die  Organisation  ist  höchst
unterschiedlich und reicht von lockeren Konzepten solidarischer Ökonomie
(Umsonstläden,  Demeter-Landwirtschaft,…)  bis  zur  Gründung  einer
g e m e i n s a m e n  ö k o l o g i s c h e n  K o m m u n e .  D a s  s i n d  k l e i n e
Lebensgemeinschaften, in denen versucht wird, möglichst unabhängig vom
Kapitalismus  gemeinsam  nachhaltig  Lebensmittel  und  andere
Gebrauchsgüter  zu  produzieren  und  zu  konsumieren.  Auch  wird  dort
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versucht,  die  Hausarbeit  im kleinen Rahmen unter  allen Mitgliedern der
Kommune aufzuteilen.Die Ökokommune hat eine lobenswerte Absicht, aber
auch sehr enge Grenzen. Deswegen wollen wir hier Kritik daran üben:

– Die Ökokommune stellt einen Rückzug in die ländliche Abgeschiedenheit
dar.  Im Endeffekt hat die Kommune einen individualistischen Ansatz und
keinen revolutionären, global verändernden. Sie stellt eine Zuflucht aus der
kapitalistischen Produktionsweise für Einzelne dar. Dies ist vergleichbar mit
alternativen  Wohnprojekten  im  Kiez.  In  beiden  Fällen  versuchen  sich
Menschen im individuellen Rahmen an der Suche nach alternativen Formen
des Zusammenlebens. Allerdings bricht das weder den global herrschenden
Kapitalismus, noch bietet es die Lösung für die großen Fragen, vor denen die
Menschheit in der modernen Zeit steht. Hierzu gehört die Versorgung der
gesamten Menschheit  mit  Nahrungsmitteln,  die  Lösung der  ökologischen
Katastrophen und auch die Schaffung von Wohnraum für alle Menschen. So
wird dann schließlich auch die Ökokommune doch noch von den Folgen des
Klimawandels eingeholt. Ähnlich wie die städtischen Kiezprojekte sind die
Ökokommunen Ausdruck einer privilegierten Gesellschaftsstellung. Für arme
Bauern und Bäuer_Innen in den Halbkolonien, die nicht mal ihr eigenes Land
besitzen,  vom Großgrundbesitz  abhängen  und  permanent  am Rande  der
Existenz  stehen,  ist  die  Ökokommune  nicht  zu  verwirklichen.  Wenn  in
Ostafrika  eine  Dürre  einbricht,  verlieren  arme  Landwirt_Innen  oft  zu
Tausenden  ihre  Lebensgrundlage,  während  Mitglieder  hießiger
Ökokommunen  bei  Ernteverlust  einfach  in  den  Markt  gehen  und
Lebensmittel  kaufen  könnten.

–  Die  Ökokommune  ist  nur  auf  reaktionäre  Art  verallgemeinerbar.  Eine
Versorgung der gesamten Menschheit  ist  ohne Industrie und technisierte
Landwirtschaft nicht möglich. Auch die Ökokommune ist auf die Erzeugnisse
der Industrie angewiesen, will sie nicht das Rad der Zeit zurückdrehen. Ohne
Rohstoffe wie Eisen, ohne die öffentlichen Verkehrsmittel, ohne medizinische
Versorgung, ohne die Straßen, Maschinen und digitale Netze würde man
zugegebenermaßen auf  einen  kleinen  ökologischen  Fußabdruck  kommen,
aber man würde auch früher oder später ein Leben wie in der Steinzeit
führen,  was harte Arbeit  und permanenter Mangel bedeutet.  Man würde



nicht mit der Natur in Einklang leben, sondern man wäre wieder ihr Knecht
wie in der Zeit vor jeder Zivilisation.

–  Es  ist  zudem  fragwürdig,  ob  Ökokommunen  den  kleinst  möglichen
ökologischen Fußabdruck haben. Das Produktionskonzept in Ökokommunen
kann  teilweise  mit  dem  Manufakturwesen  verglichen  werden,  was  im
Vergleich zur Industrieproduktion extrem ineffizient ist, da die Arbeitsteilung
und  die  Verwertbarkeit  großer  Maschinen  in  kleinen  Betrieben  deutlich
schlechter  funktioniert.  Das  wirkt  sich  auch  auf  den  ökologischen
Fußabdruck negativ aus. Im Grunde geht es für die Menschheit auch gar
nicht  um  einen  kleinst  möglichen  Fußabdruck,  sondern  um  ein
ausgeglichenes Mensch-Natur-Verhältnis. Das kann nur eine demokratische
Planwirtschaft bewerkstelligen, was wir kurz skizzieren wollen.

Demokratische und weltweite Planwirtschaft
In der demokratischen Planwirtschaft wird die Wirtschaft so geplant, dass die
Bedürfnisse der gesamten Menschheit im Einklang mit der Natur befriedigt
werden. Das ist gerade erst durch die demokratische Planung möglich, denn
nur eine Planwirtschaft kann überhaupt die vorhandenen Bedürfnisse und
vorhandenen Ressourcen erfassen und sinnvoll verteilen. Nebenbei meinen
wir  damit  auch  nicht  die  bürokratische  Variante  der  Planwirtschaft  der
UdSSR,  bei  der  ein  paar  Apparatischiks  in  miefigen  Büros  über  die
Arbeiter_Innenklasse  bestimmte,  sondern  wir  meinen,  dass  die
Arbeiter_Innen selbst demokratische Ausschüsse zur Planung der Produktion
bestimmen. Was könnte man dabei dann konkret umsetzen?

Im  modernen  Kapitalismus  wird  die  sogenannte  geplante  Obsoleszenz
angewandt,  also  dass  Produkte  ein  künstlich  eingebautes  Ablaufdatum
haben, an dem sie kaputt gehen und der Verbraucher dann sein Geld wieder
für ein neues Produkt ausgibt und somit neue Umsätze generiert werden
können. Da es in der Planwirtschaft jedoch um Bedürfnisse und nicht Profite
geht,  macht das dort  keinen Sinn.  Man kann dann qualitativ  hochwertig
produzieren und dies  mit  einer  maximal  möglichen Nutzungsdauer.  Dies
würde extrem viel Ressourcen und Energie sparen. Dazu kommt noch eine
Effektivierung  der  Transportwege  und  Rationalisierung  zur  notwendigen



Produktion. Dadurch würden nicht nur Ressourcen, sondern auch die Zeit
der Menschen gespart, wenn nur noch die Arbeit ausgeführt wird, die für die
Bedürfnisbefriedigung der Menschheit notwendig sind. Somit wäre z.B. die
Werbebranche und ein Gros der Bürokratie unnötig. Dazu kommt, dass durch
die Übersicht in den Bedürfnissen und der Zusammenarbeit innerhalb der
Produktion man dafür sorgen könnte, dass möglichst wenig weggeschmissen
wird.  Unnötiges  Verpackungsmaterial  und  Werbung  müsste  nicht  mehr
produziert werden. So könnte man sehr viel Plastik sparen. Und zu guter
Letzt könnte all den Menschen eine neue Perspektive geboten werden, die
dazu gezwungen sind, die Umwelt und ihre eigene Gesundheit und Zukunft
zu missachten, weil sie Berufe als Sojabäuer_In im Regenwald, Arbeiter_In in
Braunkohlegruben oder Pilot_In bei Ryanair ausüben.

Diese  Perspektive  ist  für  uns  nichts,  was  irgendwann  in  der  Zukunft
stattfindet. Schon heute fordern und kämpfen wir für einen Ausstieg aus der
Braunkohleverstromung, der demokratisch von der Arbeiter_Innenklasse und
vor allem den Arbeiter_Innen des Energiesektors gestaltet wird. Auch die
sogenannte  Verkehrswende  geht  für  uns  nur  durch  Enteignung  der
Automobil-  und  Transportindustrie  unter  Arbeiter_Innenkontrolle.  So
schlagen  wir  die  Brücke  zu  einer  sozialistischen  Gesellschaft,  die  die
Umweltfrage global löst – und das nicht auf dem Kleinacker einer Kommune
versucht.

Fridays  for  Future:
Systemwechsel  statt
Klimawandel!
von Jan Hektik

Hunderttausende  SchülerInnen  streiken  und  demonstrieren  Freitag  für
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Freitag  weltweit  gegen  die  drohenden,  katastrophalen  Folgen  des
Klimawandels.  Allein  am 15.  März,  dem bislang  größten  internationalen
Aktionstag, beteiligte sich über eine Million Jugendliche in mehr als 100
Ländern. Allein in Deutschland hatten rund 300.000 Besseres zu tun, als in
die  Schule  zu gehen.  In  zahlreichen anderen europäischen Hauptstädten
waren Zehntausende auf den Beinen: 50.000 in Paris,  30.000 in Brüssel,
25.000  in  Berlin.  Die  Dynamik  und  die  Stärken  der  Bewegung,  ihr
unglaubliches Potential liegen auf der Hand. Erstens greift sie ein reales
Menschheitsproblem auf, eine der großen Überlebensfragenfragen des 21.
Jahrhunderts.  Zweitens  agiert  die  Bewegung  als  internationale,
grenzübergreifende  Kraft.

Entstehung
„Fridays for Future“ entstand um die Aktivistin Greta Thunberg, die sich sehr
medienwirksam  gegen  den  Klimawandel  ausgesprochen  hat  und
PolitikerInnen  regelmäßig  zum  entschiedenen  Handeln  auffordert.  Ihre
Initiative stieß, sicherlich für viele überraschend, weltweit auf Widerhall. Seit
Monaten ist sie ständig angewachsen mit einem vorläufigen Höhepunkt am
15. März. Weitere bundesweite und internationale Aktionstage sind geplant,
der nächste am 26. April. Außerdem ist für den 27. September ein weltweiter
Generalstreik  (Earth  Strike)  gegen  Klimawandel  im  Gespräch.Damit
übertrifft sie schon jetzt die Bildungsstreikbewegung vor einigen Jahren, die
in Deutschland auf ihrem Höhepunkt 200.000 bis 300.000 SchülerInnen und
Studierende mobilisierte. Die großen Proteste sind von einer starken Neugier
und einem Willen gekennzeichnet, die Welt mit dem Wissen zu verändern,
dass es bald zu spät sein könnte. Damit bietet sie unglaubliche Potentiale,
vor allem, weil die führenden bürgerlichen PolitikerInnen in der Zwickmühle
stecken.  Einerseits  sind  die  Ängste  der  Fridays-for-Future-Bewegung gut
begründet. Nur fanatische und phantastische Rechte wie Trump oder die AfD
können sie als „Klimaschwindel” oder Panikmache abtun – und zeigen damit
einmal  mehr,  welches  Sicherheitsrisiko  diese  Leute  für  die  Menschheit
darstellen. Der Mainstream der bürgerlichen Politik hingegen hat erkannt,
dass  die  Bewegung  breit  aufgestellt  ist,  so  dass  man  sie  nicht  einfach
diffamieren kann.  Dabei  spielen Kanzlerin  Merkel  oder  Umweltministerin



Schulze ein doppeltes Spiel. Einerseits sehen sie sich gezwungen, sich positiv
auf die Bewegung zu beziehen, andererseits müssen sie aber auch dafür
sorgen, dass sie folgenlos bleibt. Schließlich soll der Klimaschutz die heiligen
Profite  der  deutschen  Energie-  und  Autoindustrie  nicht  gefährden.
Schließlich  sollen  die  Kosten  für  die  Klimakatastrophe  und  etwaige
Reparaturmaßnahmen  nicht  die  Konzerne,  sondern  die  Masse  der
Bevölkerung  zahlen.  Nicht  die   imperialistischen  Mächte,  die
HauptverursacherInnen  der  Umweltprobleme,  sondern  die  ArbeiterInnen,
BäuerInnen und die Länder der sog.  „Dritten Welt”  sollen die Hauptlast
bürgerlicher „Umweltpolitik” schultern.

Eine Sache für Profis?
So versuchen sich PolitikerInnen wie Angela Merkel oder Lindner in einem
Spagat. Sie lösen das Problem wie folgt: Während sie sich für die Ziele der
Bewegung aussprechen, kritisieren sie das Fernbleiben von der Schule und
versuchen  den  Protest  über  die  Thematisierung  von  Nebensachen  zu
delegitimieren.  So  FDP-Vorsitzender  Lindner:  „Von  Kindern  und
Jugendlichen kann man aber nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen
Zusammenhänge,  das  technisch Sinnvolle  und das ökonomisch Machbare
sehen,  das  ist  eine  Sache  für  Profis“.Eine  Sache  für  Profis  also,  Herr
Lindner?  Was  haben  diese  sogenannten  Profis  denn  bitte  in  Sachen
Klimaschutz in  den letzten 50 Jahren erreicht? Nichts!  Diese Profis  sind
entweder nicht fähig oder nicht gewillt, etwas zu ändern und wir haben keine
Zeit mehr, darauf zu warten, dass auch VW erkennt, dass man auf einem
zerstörten Planeten niemanden findet, der Autos kauft. Wir könnten einen
Dreijährigen mit der Lösung dieser Aufgabe beauftragen und er könnte nicht
weniger Sinnvolles zum Klimaschutz beitragen als die ExpertInnen und Profis
des Herrn Lindner! JedeR RevolutionärIn muss Fridays for Future gegen
solche bevormundenden und herabwürgenden Aussagen verteidigen! Alleine
der mediale Rummel um das „Schule Schwänzen“ verdeutlicht doch, dass der
Schulstreik die richtige Entscheidung war. Was sind ein paar Fehlstunden
gegen die drohende Überschwemmung und Verwüstung eines Großteils der
Erdoberfläche? Auch ein Lindner müsste das einsehen. Oder geht es ihm am
Ende  gar  nicht  darum,  sondern  um  die  Frage  der  wirtschaftlichen



Interessen? Betrachten wir seine Aussage noch einmal. Was ist eigentlich
dieses  „Ökonomisch  Machbare“?  Ökonomisch  machbar  wäre  es  ja,  z.  B.
durch die Besteuerung der Reichen, der Industrie, des Großhandels und des
Finanzkapitals  –  also  der  HauptverursacherInnen  der  drohenden
Klimakatastrophe  –  den  Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs auf Schienen voranzutreiben und deren Benutzung kostenlos
zu  machen.  Würde  man  al leine  die  großen  Konzerne  und  die
GroßvermögensbesitzerInnen  massiv  besteuern,  wären  Milliarden  und
Abermilliarden verfügbar. Solche Maßnahmen, die sich gegen das Kapital
r ichten,  gelten  Herrn  Lindner  als  f leißigem  Lobbyisten  der
Besserverdienenden freilich als „ökonomisch nicht machbar”.  Er ist  nicht
schlauer als die SchülerInnen, die jeden Freitag auf die Straße gehen. Er und
die gesamte bürgerliche Elite vertreten vielmehr ganz andere Interessen,
nämlich die all jener, die von einem Wirtschaftssystem profitieren, das die
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zerstört,  den von Menschen
verursachten Klimawandel in beängstigendem Tempo voranschreiten lässt.

Kohlekommission und Konzerninteressen
Und um zu verdeutlichen, dass für die deutsche Regierung die Interessen des
Großkapitals  wichtiger sind als  die Frage der Umwelt,  werfen wir  einen
kurzen Blick auf die sog. Kohlekommission. Allein die Bewertungsmaßstäbe
machen schon deutlich,  woher  der  Wind weht.  Es  werden hier  folgende
Maßstäbe  nebeneinander  angesetzt:  „Umweltverträglichkeit,
Versorgungssicherheit ,  Wirtschaft l ichkeit  (Bezahlbarkeit ,
Wettbewerbsfähigkeit,  Energieinfrastruktur,  Planungs-  und
Rechtssicherheit.) Das Ding ist jetzt aber Folgendes: Natürlich hat auch die
norma le  Bevö lkerung  e in  g rundsä t z l i ches  In te resse  an
Versorgungssicherheit,  Energieinfrastruktur und einer gewissen Planungs-
und Rechtssicherheit. Aber de facto sind dies alles Umschreibungen für die
Frage der Wirtschaftlichkeit (= Gewinnträchtigkeit, Profitabilität) aus Sicht
der Konzerne.  Die Stromversorgung der Bevölkerung ist  nicht  gefährdet,
wenn der Stromverbauch der Konzerne verteuert wird, wenn Subventionen
gestrichen werden,  erst  recht nicht durch einen geplanten und gezielten
Ausstieg aus umweltschädlicher Energieproduktion (Kohle,  Kernkraft).  Im



Gegenteil,  die  Wettbewerbsfähigkeit,  die  zunehmende  Konkurrenz  und
Marktwirtschaft, der Kampf um Profite führen zu größerer Unsicherheit der
Versorgung – und zugleich zu größerer Umweltunverträglichkeit. Konkret hat
die Kohlekommission den Ausstieg aus der Braunkohleverstromung für 2
Jahrzehnte „gestreckt”,  die Energiekonzerne großzügig entschädigt – und
das mit Zustimmung aller Regierungsparteien, aber auch von Grünen, FDP
und Naturschutzorganisationen wie NaBu und BUND!

Was wird gebraucht?
All  diese  Beispiele  verdeutlichen,  dass  die  Umweltfrage  die  nach  der
Organisation  der  Wirtschaft  aufwirft.  Niemand  kann  leugnen,  dass  die
Rettung der Umwelt  international  geschehen muss,  keine noch so grüne
nationale  Wirtschaftspolitik  kann erfolgreich  sein.  Weiterhin  wirft  es  die
Frage auf, welche Interessen und Bedenken zu berücksichtigen sind. Für die
deutsche Regierung sind dies offensichtlich die Profite der Großkonzerne.
Dies  zeigt  vor  allem eines:  auch  wenn  die  Linke  sich  immer  mehr  von
Klassenpolitik  verabschiedet,  die  Regierung  tut  dies  nicht!  Und  eine
Bewegung, welche die Klimakatastrophe stoppen will, muss sich deshalb auf
Klassenpolitik stützen. Die Verantwortlichen werden auf keine Apelle, Bitten
oder Ähnliches reagieren. Klimaschutz muss erkämpft werden – oder er wird
nicht stattfinden! Hierfür wäre auch ein gemeinsamer Kampf von Fridays for
Future und anderer Umweltbewegungen mit den Gewerkschaften nötig. Um
die Macht der Konzerne zu brechen und eine vernünftige, an den Interessen
der  Masse der  Bevölkerung orientierte  Politik  durchzusetzen,  braucht  es
nicht nur Demonstrationen und befristete Streiks an Schulen und Unis. Wir
brauchen politische Massenstreiks,  um die  entschädigungslose  Enteigung
der Energiekonzerne, der Großindustrie, des Verkehrswesens und anderer
zentraler Teile der Wirtschaft unter ArbeiterInnenkontrolle durchzusetzen.
Nur so kann ein nachhaltiger Plan zur Reorganisation der Produktion im
Interesse von Mensch und Umwelt durchgesetzt werden. Gleichzeitig kann
ein  effektiver  Klimaschutz  nur  stattfinden,  wenn  auch  Alternativen
geschaffen werden. Ein ausgebauter kostenloser öffentlicher Nahverkehr, die
Verlagerung der Produktion nach der Maßgabe, Transportwege zu kürzen,
die  Offenlegung  der  Geschäftsgeheimnisse  und  Patente  sind  notwendige



Maßnahmen, dies zu garantieren. Vor allem in der Frage umweltfreundlicher
Produktion ist der Kapitalismus mit seinen Patenten und der Konkurrenz um
Technologie,  Marktanteile  und  Profite  ein  Hemmnis,  welches  verhindert,
dass  die  weltweite  Produktion  unter  den  technisch  besten  und
umweltfreundlichsten  Bedingungen  stattfinden  kann.  Zweifellos  muss  für
Reformen,  erste  Schritte  und  unmittelbare  Maßnahmen  bereits  im
Kapitalismus gekämpft werden – eine endgültige Lösung bietet jedoch nur
eine weltweite demokratisch organisierte Planwirtschaft.

Was fordert Fridays for Future?
Wenn es um die Frage des Kapitalismus, der Ursachen der Umweltprobleme
geht, zeigen sich jedoch auch die Schwächen von Fridays for Future, die wir
überwinden wollen und müssen.  Zur Zeit  sehen wir  wenig davon in der
Bewegung. Viele der Aktionen und Demonstrationen beschränken sich auf
Appelle  an  „die  PolitikerInnen“,  die  Parlamente,  Regierungen  und
internationale Institutionen  wie EU, UNO. Politisch betrachtet entspricht das
der Politik der Grünen! Die Entscheidungen in Fridays for Future werden
überwiegend  von  Mitgliedern  der  Grünen,  des  BUND,  des  NaBu,  von
Greenpeace  oder  anderen  NGOs  getroffen.  Ein  Bündnis  mit  den
Gewerkschaften oder  überhaupt  einen Bezug auf  die  ArbeiterInnenklasse
streben  diese  Kräfte  nicht  an  und  die  Führung  von  Fridays  for  future
versucht mit Flyerverboten und gezieltem Vorziehen der NGO-Mitglieder auf
Ortsgruppentreffen  die  Kontrolle  über  die  Bewegung  zu  behalten.  Diese
undemokratische  und  ausgrenzende  Politik  stößt  auch  bei  vielen
AktivistInnen  auf  Unmut.  Damit  dieser  nicht  verpufft,  treten  wir  für
demokratische Strukturen für alle UnterstützerInnen von Fridays for Future,
für eine offene politische Diskussion über die Strategie und Zukunft  der
Bewegung ein. Zur Zeit ist die Bewegung zwar von linksbürgerlichen und
kleinbürgerlichen Kräften geführt. Aber das muss nicht so sein. Die Grünen
haben in den letzten Jahren immer wieder bewiesen, dass ihre Umweltpolitik
vor allem kapitalverträglich sein soll. Heute betrachten sie die Bewegung als
Mittel, möglichst viele Stimmen bei den EU-Wahlen abzugreifen und geben
sich als UnterstützerInnen der Bewegung. Doch gestern erst haben sie dem
Kohlekompromiss zugestimmt. Nach dem Ende der Großen Koalition im Bund



bilden sie womöglich mit CDU/CSU die nächste Regierung. Solche Kräfte
dürfen nicht bestimmen, wer welche Fahne bei den Demos trägt und welche
politische Richtung sie einschlägt. Von einem Kampf gegen den Kapitalismus
wollen die Grünen und die NGOs längst nichts mehr wissen. Diese Politik
steht  letztlich  im  Widerspruch  zu  den  Interessen  von  Millionen  aktiven
Jugendlichen.  Daher  treten  wir  für  eine  klassenkämpferische,
antikapitalistische Perspektive ein und tragen diese in die Bewegung. Alle
Kräfte,  die  das  auch  wollen,  sollten  sich  dazu  zusammenschließen,  um
Fridays  for  Future  zu  demokratisieren,  Basisstrukturen  an  den  Schulen
aufzubauen  und  aktiv  Bündnisse  mit  den  Gewerkschaften  zu  suchen.  In
Ländern wie Belgien und Frankreich haben Gewerkschaften zu den Streiks
aufgerufen – das brauchen wir auch in Deutschland! Denn wenn wir den
Klimawandel  wirklich  stoppen  wollen,  dürfen  wir  nicht  nur  seine
Auswirkungen bekämpfen,  wir  müssen seine Ursache angehen –  und die
heißt Kapitalismus!

 

Unsere Forderungen lauten deswegen wie folgt:

Systemwechsel statt Klimawandel!

Entschädigungslose  Enteignung  und  Verstaatlichung
der  Energiekonzerne  und  ihrer  Netze  unter
ArbeiterInnenkontrolle!

Organisierter Ausstieg aus der Stromerzeugung mittels
hergebrachter  atomarer  Kernspaltung  und
Verbrennung  von  fossi len  Energieträgern!
Weiterbeschäftigung  der  Kraftwerksbeschäftigten  zu
gleichen Löhnen und Bedingungen!

Einheitlicher  Tarif  für  alle  Beschäftigten  in  dieser
Branche (Kohle, Atom, Windenergie etc.)!



ArbeiterInnenkontrolle  über  Betrieb,  Planung  und
Forschung  unter  Hinzuziehung  von  ExpertInnen,  die
das Vertrauen der Klasse genießen!

Offenlegung der Geschäftsgeheimnisse,  nicht nur der
wirtschaftlichen,  sondern  auch  der  technischen
(Patente…)  und  damit  Aufhebung  der  Konkurrenz
darum!

Weg mit den Rezepten des „grünen“ Kapitalismus und
dem  EEG-Flickwerk  (Zertifikate,  Ökosteuer,  EEG-
Umlage,  Stromsteuer) !  F inanzierung  des
Kohleausstiegs  durch  progressive  Steuern  auf
Einkommen,  Vermögen und Gewinne  statt  indirekter
Massensteuern!

Energiewende  heißt:  integrierter  Plan,  der  auch
Verkehr,  Landwirtschaft  und Industrie umfasst,  nicht
nur den Stromsektor!

Für  ein  Forschungsprogramm,  bezahlt  aus
Unternehmensprof iten  zur  Lösung  der  EE-
Speicherproblematik!

Für einen rationalen Verkehrsplan! Ausbau des ÖPNV
statt der Sackgasse Elektro-PKW! Güter und Menschen
bevorzugt auf die Schiene!

Weltweiter Plan zur Reparatur der Umweltschäden und
Angleichung der Lebensverhältnisse!


